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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie zur Forderung

der beruflichen Weiterbildung im Land Brandenburg

1.1

in der EU-Forderperiode 2014 - 2020
(Weiterbildungsrichtlinie)

Vom 29. Mai 2015

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Das Land gewihrt nach Maflgabe dieser Richtlinie, der
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und der
hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie
des Operationellen Programms des Landes Brandenburg
fir den Europdischen Sozialfonds (ESF) 2014 - 2020,
Prioritdtsachse C, Zuwendungen aus Mitteln des ESF fiir
die Forderung der beruflichen Weiterbildung im Land
Brandenburg. Dariiber hinaus sind in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden: die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen {iber den
Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Eu-
ropdischen Sozialfonds, den Kohisionsfonds, den Euro-
péischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums und den Europiischen Meeres- und Fi-
schereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber
den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den
Européischen Sozialfonds, den Kohdsionsfonds und den
Européischen Meeres- und Fischereifonds und zur Authe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI.
L 347 vom 20.12.2013, S. 320) und die Verordnung (EU)
Nr. 1304/2013 des Europidischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 iiber den Europdischen
Sozialfonds und zur Authebung der Verordnung (EG)
Nr. 1081/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013,
S. 470).

Auf die Gewihrung der Zuwendung besteht kein Rechts-
anspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehorde
auf Grund ihres pflichtgeméfBen Ermessens im Rahmen
der verfiigbaren Haushaltsmittel.

Die iibergeordneten Ziele der Weiterbildungsforderung
des Landes sind der Erhalt und die Verbesserung der Be-
schiftigungsfahigkeit sowie die Stabilisierung und der
perspektivische Aufbau von Arbeitspldtzen, insbesondere
in kleinen und mittleren Unternehmen. Die kontinuierli-
che Beteiligung an beruflicher Weiterbildung, insbeson-
dere von bildungsbenachteiligten und élteren Beschéftig-
ten, soll erhoht werden.

Die Richtlinie verfolgt einen integrierten Ansatz von be-
trieblicher und individueller Kompetenzentwicklung. Die
Kompetenzentwicklung setzt dazu an den individuellen
Bildungszielen sowie an den unternehmerischen Ent-

1.3

1.5

wicklungszielen an und orientiert sich an der passgenau-
en Weiterbildung von Beschiftigten sowie von haupt- und
ehrenamtlich Tétigen in Vereinen zur Erreichung dieser
Ziele. Uber die ehrenamtliche Titigkeit werden Kompe-
tenzen erschlossen, die der Steigerung der individuellen
Erwerbsfahigkeit dienen. Die Rolle von Vereinen als rele-
vanter Bestandteil gesellschaftlicher und sozialer Inter-
aktion und ihre Funktion als Multiplikatoren zur Vermitt-
lung entsprechender beschiftigungsrelevanter Kompeten-
zen wird mit der Férderung gestarkt.

Die strategischen Kompetenzen von Unternehmen, insbe-
sondere der kleinen und mittleren Unternechmen, im Be-
reich Personalentwicklung sollen gestarkt sowie die indi-
viduelle Weiterbildungsbereitschaft und Weiterbildungs-
teilhabe, insbesondere die regelmiBige Weiterbildungs-
beteiligung von Beschéftigten, erhdht werden.

Fiir die Weiterbildungsférderung des Landes gilt der
Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Ménnern.
Im Rahmen der Richtlinie kdnnen spezifische gleichstel-
lungsfoérdernde MaBinahmen oder Maflnahmen zum Er-
werb von Kompetenzen im Bereich Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie gefordert werden. Ein gleichstellungs-
politisches Anliegen der Weiterbildungsforderung des
Landes ist die Karriereentwicklung von Frauen, insbe-
sondere mit dem Ziel der Ubernahme in Fiihrungspositio-
nen, da Frauen in Fithrungspositionen haufig noch unter-
reprasentiert sind.

Sind im Rahmen der Weiterbildung (gemafl Nummern 2.2
und 2.3 dieser Richtlinie) Beitrdge zur Férderung der
Gleichstellung/Karriereentwicklung von Frauen oder zur
Vereinbarkeit von Beruf und Familie vorgesehen, ist dies
im Forderantrag darzustellen, erzielte Ergebnisse sind in
der Berichterstattung zu dokumentieren.

Fir die Weiterbildungsférderung des Landes gilt der
Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdiskriminie-
rung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische Herkunft, Re-
ligion oder Weltanschauung, eine Behinderung, das Alter
oder die sexuelle Ausrichtung. Ein Anliegen dieser Richt-
linie ist es, auf verbesserte Teilhabemdglichkeiten insbe-
sondere von Menschen mit Behinderungen, Alteren, Mig-
rantinnen und Migranten sowie Geringqualifizierten hin-
zuwirken. Die diesbeziiglich vorgesehenen Aktivititen
der Weiterbildung beziehungsweise Kooperation (gemaf
Nummern 2.2 und 2.3 dieser Richtlinie) sind im For-
derantrag darzustellen, erzielte Ergebnisse sind in der
Berichterstattung zu dokumentieren.

Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre-
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 hin-
sichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Klima-
schutz, Anpassung an den Klimawandel, biologische Viel-
falt, Katastrophenresistenz und Risikoprdvention und
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-management Bestandteil des Operationellen Programms.
Ist ein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung vorgesehen,
ist dieser im Forderantrag darzustellen und die erzielten Er-
gebnisse sind in der Berichterstattung zu dokumentieren.

Gegenstand der Forderung
Bildungsscheck Brandenburg fiir Beschiftigte

Gefordert wird die Teilnahme an Mafinahmen zur indivi-
duellen und arbeitsplatzunabhingigen beruflichen Weiter-
bildung von Beschiftigten.

Weiterbildung in Unternehmen und Vereinen

Gefordert wird die Teilnahme von Beschéftigten, Solo-
Selbststindigen und Freiberuflerinnen und Freiberuflern
an beruflichen Weiterbildungsmafnahmen zur Kompe-
tenzentwicklung in Unternehmen auf Basis dargelegter
betrieblicher Qualifikationsbedarfe. Dariiber hinaus kon-
nen im Unternehmen mitarbeitende Betriebsinhaberinnen
und Betriebsinhaber gefordert werden. Férderungen von
offentlichen und freien Trigern der Kinder- und Jugend-
hilfe nach dieser Nummer sind ausgeschlossen.

Gefordert wird die Teilnahme an Maflnahmen zur Erho-
hung der erwerbsbezogenen fachlichen und sozialen Hand-
lungskompetenzen im Rahmen der haupt- und ehrenamt-
lichen Tétigkeit in rechtsfidhigen Vereinen auf Grundlage
dargelegter Qualifikationsbedarfe der Vereine. Férderun-
gen von Vereinen, die Trager der Kinder- und Jugendhilfe
sind, konnen ausschlieBlich nach Nummer 2.2.3 erfolgen.

Gefordert wird die Teilnahme an beruflichen Weiterbil-
dungsmalinahmen zur Kompetenzentwicklung von bei
offentlichen und freien Trégern der Kinder- und Jugend-
hilfe im Land Brandenburg Beschéftigten sowie ehren-
amtlich Tatigen auf Basis dargelegter Qualifikations-
bedarfe der Tréager.

Gefordert wird zur Umsetzung des Brandenburger Ser-
vicepakets filir Ansiedlung, Erweiterung und Umstruktu-
rierung die Teilnahme von Beschéftigten an beruflichen
WeiterbildungsmaBnahmen in Unternehmen zur Unter-
stiitzung von

- Ansiedlungsvorhaben neuer Unternehmen und der
Schaffung von Arbeitspldtzen,

- Erweiterungsinvestitionen bestehender Unternehmen
und der Schaffung zusétzlicher Arbeitspldtze oder

- grundlegenden Umstrukturierungen in den Organisa-
tionsstrukturen und bei technischen Anlagen von be-
stehenden Unternehmen, die der Sicherung gefahrde-
ter Arbeitsplétze dienen.

Die Forderung erfolgt unter Berticksichtigung eines er-
heblichen beziehungsweise besonders erheblichen Lan-
desinteresses'.

Nihere Hinweise sind im Internetportal der ILB im entsprechenden Merkblatt

abrufbar.
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Kooperationen zur Entwicklung modellhafter Weiterbil-
dungsmafBnahmen in spezifischen Themenbereichen

Gefordert werden die Entwicklung und Begleitung ko-
operativer modellhafter weiterbildungsbezogener Mal3-
nahmen und Maflnahmen mit dem Ziel weiterbildungs-
bezogener systemischer Verbesserungen in spezifischen
Themenbereichen. Dabei handelt es sich um nachfolgen-
de Themenbereiche:

a) Qualitdt der Weiterbildung

b) Kompetenzentwicklung in den Bereichen Umwelt,
Energie, nachhaltige Entwicklung und Verbraucher-
schutz

c) Internationalisierung und Sprachkompetenzen

d) Fachkriftesicherung und -entwicklung in der Pflege

e) Fachkriftesicherung und -entwicklung in der Kinder-
und Jugendhilfe

f) Kompetenzentwicklung, die sich iiberwiegend an Ge-
ringqualifizierte, atypisch Beschiftigte, Altere, Mig-
rantinnen und Migranten oder Menschen mit Behin-
derungen richtet

g) Kompetenzentwicklung fiir das Thema Vereinbarkeit
von Beruf und Familie mit Blick auf Beschéftigte mit
familidren Aufgaben, familienfreundliche Arbeits-
organisation, Familienorientierung

h) Karriereentwicklung von Frauen, insbesondere mit
dem Ziel der Ubernahme in Fiihrungspositionen.

Zuwendungsempfinger

Zuwendungsempfanger fiir MaBnahmen nach Num-
mer 2.1 sind Beschiftigte mit Erstwohnsitz im Land Bran-
denburg (natiirliche Personen).

Zuwendungsempfinger fiir Mainahmen nach Nummer 2.2

Zuwendungsempfanger fiir MaBnahmen nach Num-
mer 2.2.1 sind Unternechmen, die eine Betriebsstitte im
Land Brandenburg im Sinne von § 12 der Abgabenord-
nung unterhalten, und Freiberuflerinnen und Freiberufler
sowie Solo-Selbststandige, die im Land Brandenburg ein-
kommensteuerpflichtig sind.

Zuwendungsempfanger fiir Maflnahmen nach Num-
mer 2.2.2 sind rechtsfdhige Vereine mit Vereinssitz im
Land Brandenburg. Zuwendungsempfianger konnen auch
die jeweiligen Dachverbinde® rechtsfahiger brandenbur-
gischer Vereine sein.

Zuwendungsempfanger fiir Mafinahmen nach Num-
mer 2.2.3 sind 6ffentliche und freie Triger der Kinder-
und Jugendhilfe im Land Brandenburg.

Zuwendungsempfanger fiir Maflnahmen nach Num-
mer 2.2.4 sind Unternehmen, die eine Betriebsstitte im
Land Brandenburg im Sinne von § 12 der Abgabenord-
nung unterhalten.

Ubergeordneter Verband, in dem mehrere Verbinde/Vereine zusammenge-

schlossen sind.
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Bei Maflnahmen nach den Nummern 2.2.2 und 2.2.3 kon-
nen rechtsfahige Vereine und deren Dachverbdnde sowie
offentliche und freie Tréger der Kinder- und Jugendhilfe
einen Dritten mit der Beantragung und Organisation der
MafBnahmen beauftragen. Der Dritte ist in diesem Fall der
Zuwendungsempfinger. Antragstellende Dritte kénnen
juristische Personen des 6ffentlichen oder privaten Rechts
und rechtsfahige Personengesellschaften sein, jedoch nicht
Fortbildungseinrichtungen des Bundes und der Bundes-
lander. Dritte konnen nur dann Antragsteller sein, wenn sie
die Bedarfe von mindestens zwei und maximal 20 rechts-
fahigen Vereinen, deren Dachverbidnden beziehungsweise
offentlichen und/oder freien Trigern der Kinder- und
Jugendhilfe je Antrag biindeln. Die zu fordernden Weiter-
bildungsmaBnahmen diirfen dabei nicht von den antrag-
stellenden Dritten selbst durchgefiihrt werden.

Zuwendungsempfinger fiir Mainahmen nach Nummer 2.3

Zuwendungsempfanger fiir Mainahmen nach Nummer 2.3
sind Unternehmen, die in Brandenburg eine Betriebsstét-
te im Sinne von § 12 der Abgabenordnung unterhalten,
rechtsfahige Vereine sowie Dachverbiande mit Vereinssitz
im Land Brandenburg. Offentliche und freie Triger der
Kinder- und Jugendhilfe konnen keine Zuwendungsemp-
fanger sein. An den jeweiligen Maflnahmen miissen neben
dem Zuwendungsempfanger mindestens zwei weitere der
nach Satz 1 in Frage kommenden Zuwendungsempfanger
oder offentliche und freie Trager der Kinder- und Jugend-
hilfe im Land Brandenburg beteiligt sein.

Zuwendungsempfanger kann auch ein mit der Beantra-
gung, Organisation und Durchfiihrung der Maflnahme be-
auftragter Dritter sein, der nicht im Land Brandenburg an-
sdssig sein muss. Antragstellende Dritte konnen juristi-
sche Personen des 6ffentlichen oder privaten Rechts und
rechtsfahige Personengesellschaften sein, jedoch nicht
Fortbildungseinrichtungen des Bundes und der Bundes-
lander sowie 6ffentliche und freie Trager der Kinder- und
Jugendhilfe. Dritte konnen nur dann Antragsteller sein,
wenn an der Maflnahme mindestens drei der unter Num-
mer 3.3.1 genannten in Frage kommenden Zuwendungs-
empfianger oder 6ffentliche und freie Trager der Kinder-
und Jugendhilfe im Land Brandenburg beteiligt sind.

Fortbildungseinrichtungen des Bundes und der Bundes-
lander sowie offentliche Trager der Kinder- und Jugend-
hilfe kénnen Projektbeteiligte ohne Anteil an den zuwen-
dungsfihigen Gesamtausgaben sein.

Projektbeteiligte konnen auch aus dem EU-Ausland und
den assoziierten Staaten® kommen, jedoch nicht Zuwen-
dungsempfanger nach Nummer 3.3.2 sein.

Zuwendungsvoraussetzungen

Forderfahig sind nur Ausgaben, die projektbezogen sind
und keine wiederkehrende Weiterbildung darstellen, die

Durch voélkerrechtliche Vertrige - Assoziierungsabkommen - gebundene

Partnerlander der EU.

4.2

43

44

4.5

4.6

4.7

4.7.1

durch Rechtsvorschriften der Europédischen Union, des
Bundes oder des Landes Brandenburg verbindlich vorge-
schrieben ist, und die auBlerhalb bestehender nationaler
Fordermoglichkeiten sowie Fordermoglichkeiten aus den
Européischen Fonds oder aus anderen europdischen Pro-
grammen entstehen.

Forderfahig nach Nummer 2.1 ist die Teilnahme an indi-
viduellen und arbeitsplatzunabhingigen beruflichen Wei-
terbildungsmafBinahmen von Beschiftigten, die ihren Erst-
wohnsitz im Land Brandenburg haben.

Forderféahig nach Nummer 2.2.1 ist die Teilnahme an be-
ruflichen WeiterbildungsmafBinahmen von Beschiftigten,
die in einer Betriebsstitte im Land Brandenburg titig sind,
sowie von Solo-Selbststindigen und Freiberuflerinnen
und Freiberuflern, die im Land Brandenburg steuerpflich-
tig sind. Dartiber hinaus sind im Unternehmen mitarbei-
tende Betriebsinhaberinnen und -inhaber forderfahig.

Forderfahig nach Nummer 2.2.2 ist die Teilnahme an
Weiterbildungsmalinahmen zur ErhShung der erwerbs-
bezogenen fachlichen und sozialen Kompetenzen von
haupt- und ehrenamtlich Tatigen in rechtsfihigen Verei-
nen mit Vereinssitz im Land Brandenburg.

Forderféhig nach Nummer 2.2.3 ist die Teilnahme an be-
ruflichen Weiterbildungsmafinahmen von bei 6ffentlichen
und freien Trigern der Kinder- und Jugendhilfe im Land
Brandenburg Beschéftigten und ehrenamtlich Tatigen.

Forderféahig nach Nummer 2.2.4 ist die Teilnahme an be-
ruflichen WeiterbildungsmafBinahmen von Beschiftigten,
die in einer Betriebsstitte im Land Brandenburg titig
sind.

Forderfahig nach Nummer 2.3 sind Personal- und Sach-
ausgaben fiir die Entwicklung und Begleitung kooperati-
ver modellhafter Weiterbildungsmafinahmen und MaB3-
nahmen mit dem Ziel weiterbildungsbezogener systemi-
scher Verbesserungen in mindestens einem der unter
Nummer 2.3 benannten spezifischen Themenbereiche.
Weiterbildungsmafinahmen sind nicht Gegenstand der
Foérderung.

Die Foérderung der Teilnahme an ein und derselben Weiter-
bildungsmafBinahme nach den Nummern 2.1 und 2.2 (Dop-
pelforderung) ist ausgeschlossen.

Die Mallnahmen nach den Nummern 2.1 und 2.2 kénnen
in Blocken von mehreren Tagen oder Wochen und be-
rufsbegleitend durchgefiihrt werden. Die Weiterbildung
kann dabei in Seminarform, durch selbstgesteuertes Ler-
nen oder durch Lernen mit elektronischen Medien erfol-
gen.

Berufsabschlussbezogene Qualifikationen
Von der Forderung nach den Nummern 2.1 und 2.2 aus-

geschlossen sind berufsabschlussbezogene Qualifikatio-
nen.
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4.7.2 Abweichend von Nummer 4.7.1 ist bei Maflnahmen nach

4.7.3

4.8

4.9

Nummer 2.1 eine Forderung bei

- berufsbegleitenden Studiengingen,

- postgradualen Studiengidngen oder

- berufsabschlussbezogenen Qualifizierungen im Sin-
ne des Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetzes (Meis-
ter-BAf6G)

moglich, wenn eine Férderung nach dem Aufstiegsfort-
bildungsforderungsgesetz nachweislich ausgeschlossen
ist. Die Forderung erfolgt in diesen Fillen auf Basis einer
Vorbehaltsklausel, bis der Nachweis eines Forderaus-
schlusses nach dem Aufstiegsfortbildungsférderungs-
gesetz vom Zuwendungsempfinger erbracht ist. Dies muss
spétestens zur ersten Mittelanforderung erfolgen.

Grundsitzlich kénnen nur neu begonnene Studienginge*
und modulare Weiterbildungsgédnge unterstiitzt werden.
Davon ausgenommen sind durch die Weiterbildungsricht-
linie vom 13. Juni 2013’ bereits geforderte Studienginge
und modulare Weiterbildungsgénge, die mit Hilfe dieser
Richtlinie fortgesetzt werden kdnnen.

Nicht gefordert werden nach den Nummern 2.1 bis 2.3
Angebote, die der Erholung, der Unterhaltung, der priva-
ten Haushaltsfiihrung, der sportlichen oder kiinstlerischen
Betétigung dienen. Weiterhin sind Schulungen zu Pro-
dukten ausgeschlossen, die bereits im Preis des Produktes
inbegriffen sind oder die im Rahmen von Servicevertra-
gen verbindlich festgelegt sind. Ebenso von der Forde-
rung ausgeschlossen sind Kurse, die dem Erwerb von Fahr-
erlaubnissen (ausgenommen Bedienberechtigungen) die-
nen, sowie Mallnahmen der Steuer-, Rechts- oder Unter-
nehmensberatung.

Ausgeschlossen sind zudem Mafinahmen der individuel-
len Gesundheitspravention sowie Malinahmen, die als
Einzelunterricht durchgefiihrt werden.

WeiterbildungsmaBnahmen nach der Nummer 2.2.3 diir-
fen nicht von Fortbildungseinrichtungen des Bundes und
der Bundeslénder und auch nicht in deren Rdumlichkeiten
durchgefiihrt werden.

Im Sinne des Anreizes der Forderung werden bei kompletten Studiengéingen

diese nur von Beginn an gefordert.

Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Frauen und Familie zur For-

derung der beruflichen Weiterbildung - Kompetenzentwicklung durch Qualifi-
zierung von Beschéftigten und in kleinen und mittleren Unternehmen im Land
Brandenburg (Weiterbildungsrichtlinie).

4.10 Ausgeschlossen von der Foérderung nach den Num-

5.1

52

53

54

mern 2.1 bis 2.3 sind:

- Beschiftigte des 6ffentlichen Dienstes® (mit Ausnahme
der Mafinahmen nach den Nummern 2.2.3 und 2.3).

- Auszubildende, Studierende (Ausnahme: Beschiftig-
te, die berufsbegleitend studieren, kdnnen nach Num-
mer 4.7.2 gefordert werden, wenn die sonstigen For-
dervoraussetzungen erfiillt sind).

- Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft.

- Zuwendungsempfanger als auch Mafinahmen, die In-
halte oder Methoden oder die Technologie von L. Ron
Hubbard anwenden, lehren oder in sonstiger Weise
verbreiten.

- Zuwendungsempfinger als auch Malnahmen, die
menschenverachtendes, rassistisches, extremistisches
oder sexistisches Gedankengut lehren oder in sonsti-
ger Weise verbreiten.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart:

Projektforderung

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung fiir Mafnah-

men nach Nummern 5.5.1 bis
5.5.4 der Richtlinie

Festbetragsfinanzierung fiir Mal3-
nahmen nach Nummer 5.5.5

Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage:

Zuwendungsfihig sind:

5.4.1 Bei Antragstellung gema Nummer 2.1:

- Ausgaben fiir Weiterbildungsleistungen inklusive
Priifungsgebiihren

Zum offentlichen Dienst zéhlen Beschiftigte von 6ffentlich-rechtlichen Kor-
perschaften, Anstalten und Stiftungen.
Korperschaften des 6ffentlichen Rechts sind:

Gebietskorperschaften (Bund, Lander, Landkreise und Gemeinden)
Personalkorperschaften im wirtschaftlichen Bereich (IHK, HWK, Hand-
werksinnungen, Landwirtschaftskammern etc.), der freien Berufe (Rechts-
anwaltskammern, Arztekammern, Zahnirztekammern, Apothekerkam-
mern, Architektenkammern etc.), der Sozialversicherung (allg. Ortskran-
kenkassen und Ersatzkassen, Berufsgenossenschaften, Landesversiche-
rungsanstalten etc.), im kulturellen Bereich (Hochschulen)
Realkorperschaften (Wasser- und Bodenverbdnde, Jagd- und Fischerei-
genossenschaften, Siedlungsverbinde etc.)

Verbandskdorperschaften (Landschaftsverbande, Regionalverbinde etc.)

Anstalten des 6ffentlichen Rechts sind:

Bundesunmittelbare (Deutsche Welle, Deutscher Wetterdienst, KfW, Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Lénder etc.)

Landesunmittelbare (Landesrundfunkanstalten, Landesbanken)
Kommunale (Sparkassen, von den Gemeinden ausgegliederte Teilaufgaben
der kommunalen Daseinsvorsorge wie Abwasserbetriebe als Anstalten 6f-
fentlichen Rechts, offentliche Krankenhduser als Anstalten offentlichen
Rechts).
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5.4.2 Bei Antragstellung gemifl den Nummern 2.2.1 bis 2.2.3:

- Ausgaben fiir externe Weiterbildungsleistungen in-
klusive Priifungsgebiihren

5.4.3 Bei Antragstellung gemafl Nummer 2.2.4:

- Ausgaben fiir externe Weiterbildungsleistungen in-
klusive Priifungsgebiihren

- Bei Vorliegen eines besonders erheblichen Landes-
interesses ist die betriebsinterne Erbringung von
Weiterbildungsleistungen moglich. In diesen Féllen
sind ausschlieBlich die fiir die Freistellung der Teil-
nehmenden fiir Weiterbildungen wihrend der Arbeits-
zeit entstehenden Personalausgaben in Hohe der Frei-
stellungspauschale nach Artikel 67 Absatz 1 Buchsta-
be b der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 fiir an ESF-
kofinanzierten Maflnahmen teilnehmende Beschif-
tigte zuwendungsfahig. Der Nachweis der Freistel-
lungsausgaben ist durch den Zuwendungsempfanger
mittels vorgegebener Musterformulare zu fiihren. Die
Hinweise der Bewilligungsbehorde sind zu beachten.

5.4.4 Bei Antragstellung gema Nummer 2.3:

- Personal- und Sachausgaben zur Umsetzung des Mal3-
nahmekonzeptes. Die neben den direkten Personal-
ausgaben des Zuwendungsempfingers nach den
Nummern 3.3.1 und 3.3.2 entstehenden restlichen
Ausgaben werden mittels einer Pauschale nach Arti-
kel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013
in Hohe von 40 Prozent der direkten Personalausga-
ben gefordert.

5.4.5 Bei Antragstellung geméf Nummer 3.2.5:

5.5

5.5.1

- Ausgaben fiir externe Weiterbildungsleistungen und
Priifungsgebiihren.

- Personal- und Sachausgaben fiir die Organisation der
MafBnahme ab Malnahmebeginn in Hohe der in
Nummer 5.5.5 festgelegten Festbetrdge, soweit diese
Ausgaben nicht von Dritten iibernommen werden.

- Ausgeschlossen von der Zuwendungsféhigkeit zu
Personal- und Sachausgaben sind 6ffentliche Trager
der Kinder- und Jugendhilfe.

Hohe der Zuwendung

Weiterbildungsmafinahmen nach Nummer 2.1 kénnen auf
Grundlage eines individuellen Bildungsziels mit bis zu
70 Prozent der zuwendungsfihigen Gesamtausgaben
(Weiterbildungsausgaben) der Weiterbildungsmafnahme
pro Teilnehmerin oder Teilnehmer bezuschusst werden.
Die Weiterbildungsausgaben miissen inklusive Priifungs-
gebiihren mindestens 1 000 Euro betragen. Eine Forde-
rung nach Nummer 2.1 kann pro Antragsteller/Antrag-
stellerin bis zu zwei Mal im Kalenderjahr erfolgen. Der
Mafnahmebeginn ist entscheidend.

Der Eigenanteil der Teilnehmerinnen oder Teilnehmer bei
Mafnahmen nach Nummer 2.1 betrdgt mindestens 30 Pro-
zent der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

5.5.2 WeiterbildungsmafBinahmen nach den Nummern 2.2.1 bis

2.2.3 konnen auf der Grundlage dargelegter Qualifika-
tionsbedarfe mit bis zu 90 Prozent der zuwendungsfahi-
gen Gesamtausgaben der Weiterbildungsmafnahme pro
Teilnehmerin oder Teilnehmer bezuschusst werden. Der
Zuschuss muss mindestens 500 Euro pro Antrag betragen
und darf 3 000 Euro pro Teilnehmerin oder Teilnehmer
nicht liberschreiten. Eine Férderung nach Nummer 2.2
kann je Zuwendungsempfanger zwei Mal im Kalender-
jahr erfolgen. Der Maflnahmebeginn der GesamtmafBnah-
me ist entscheidend. Die Zuschusshéhen und die sich da-
raus ergebenden Eigenanteile fiir die Zuwendungsemp-
fanger sind wie folgt festgelegt’:

Zuschuss fiir kleine

Unternehmen: bis zu 70 %

Zuschuss fiir mittlere

Unternehmen: bis zu 60 %

Zuschuss fiir grof3e

Unternehmen: bis zu 50 %

Zuschuss fiir Vereine

mit wirtschaftlicher entsprechend der Unterneh-
Tatigkeit: menseinstufung

Zuschuss flir 6ffentliche

und freie Trager der entsprechend der Unterneh-
Kinder- und Jugendhilfe: menseinstufung

Zuschuss fiir Vereine
ohne wirtschaftliche
Tatigkeit®: bis zu 90 %

Ist ein antragstellender Dritter nach Nummer 3.2.5 Zu-
wendungsempfanger, ist nicht dessen Betriebsgrofe fiir
die Zuschusshohe maligeblich, sondern die entsprechen-
de Einstufung der Vereine, jeweiligen Dachverbiande
rechtsfahiger brandenburgischer Vereine oder Trager der
Kinder- und Jugendhilfe, die ihn beauftragen und zur
Leistung der sich daraus ergebenden Eigenanteile ver-
pflichtet sind.

5.5.3 WeiterbildungsmaBBnahmen nach Nummer 2.2.4 kdnnen

auf der Grundlage dargelegter betrieblicher Qualifika-
tionsbedarfe und bei erheblichem beziehungsweise be-
sonders erheblichem Landesinteresse

- bei kleinen Unternehmen mit bis zu 70 %,
- bei mittleren Unternehmen mit bis zu 60 % und
- bei grolen Unternehmen mit bis zu 50 %

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) gemifl Anhang 1 der Verordnung
(EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union (ABL L 187 vom 26.6.2014, S. 1). Kleine Unternehmen
sind Unternehmen, die weniger als 50 Mitarbeiter beschéftigen und einen Jah-
resumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von hochstens 10 Millionen Euro
ausweisen. Mittlere Unternehmen sind Unternehmen, die mindestens 50 und
weniger als 250 Mitarbeiter beschéftigen und einen Jahresumsatz von mehr
als 10 Millionen Euro, aber hochstens 50 Millionen Euro, oder eine Jahres-
bilanzsumme von mehr als 10 Millionen Euro, aber hochstens 43 Millionen
Euro, ausweisen.

Eine Priifung des Vorliegens einer wirtschaftlichen Tétigkeit des jeweiligen
Vereins erfolgt bezogen auf den Einzelfall durch die Bewilligungsbehorde.
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der zuwendungsfiahigen Gesamtausgaben der Weiterbil-
dungsmaBnahme pro Teilnehmerin oder Teilnehmer bezu-
schusst werden. Die Eigenanteile der Zuwendungsemp-
fanger ergeben sich aus den genannten Zuschusshohen.

Der Zuschuss muss mindestens 500 Euro pro Antrag be-
tragen und darf 3 000 Euro pro Teilnehmerin oder Teil-
nehmer nicht iberschreiten. Bei Vorliegen eines be-
sonders erheblichen Landesinteresses kann der Zuschuss
pro Teilnehmerin oder Teilnehmer bis zu 10 000 Euro be-
tragen.

Mafnahmen nach Nummer 2.3 kénnen auf Grundlage ei-
nes vorzulegenden Mafnahmekonzeptes mit bis zu
70 Prozent der zuwendungsfihigen Gesamtausgaben und
durchschnittlich 80 000 Euro pro Jahr und Vorhaben be-
zuschusst werden. In begriindeten Ausnahmeféllen kann
die Obergrenze von durchschnittlich 80 000 Euro pro Jahr
tiberschritten werden. Die Mindestdauer der Maflnahmen
betrdgt ein halbes Jahr, die Mindestférderhdhe betrdgt
30 000 Euro. Der Eigenanteil kann gemeinsam von den an
der MaBinahme Beteiligten oder Dritten erbracht werden.

Bei Antragstellung durch Dritte gemaB Nummer 3.2.5 er-
folgt die Forderung der fiir die Organisation der Mafinah-
men entstehenden Personal- und Sachausgaben mit einem
Festbetrag in folgender Hohe:

Bei Antragstellung fiir 2 bis 5 Vereine
beziehungsweise Triger der Kinder- und
Jugendhilfe: 200 Euro
Bei Antragstellung fiir 6 bis 10 Vereine
beziehungsweise Trager der Kinder- und
Jugendhilfe: 400 Euro
Bei Antragstellung fiir 11 bis 15 Vereine
beziehungsweise Trager der Kinder- und
Jugendhilfe: 600 Euro
Bei Antragstellung fiir 16 bis 20 Vereine
beziehungsweise Triger der Kinder- und

Jugendhilfe: 800 Euro

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Eine Forderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlossen,
wenn fiir dasselbe Vorhaben eine weitere Férderung aus
Mitteln der Strukturfonds der Européischen Union - Eu-
ropéischer Sozialfonds (ESF), dem Europiischen Fonds
fiir regionale Entwicklung (EFRE) -, dem Europidischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen
Raums (ELER), aus dem regional iibergreifenden Opera-
tionellen Programm des Bundes fiir den ESF oder eine
Forderung aus anderen Forderprogrammen der Europa-
ischen Union oder aus anderen dffentlichen Mitteln fiir
den genannten Zuwendungszweck erfolgt.

Die beihilferelevanten Forderungen nach Nummer 2.2
sind nach Artikel 31 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014

6.3

der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1) (Allgemeine Gruppen-
freistellungsverordnung) mit dem Binnenmarkt vereinbar
und von der Anmeldepflicht gemif Artikel 108 Absatz 3
des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union freigestellt.

Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 diirfen
nicht an ein Unternehmen gewdhrt werden, das einer
Riickforderungsanordnung auf Grund eines fritheren Be-
schlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulés-
sigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem
Binnenmarkt nicht nachgekommen ist.

Bei der Forderung der Teilnahme von Solo-Selbststindi-
gen, Freiberuflerinnen und Freiberuflern sowie im Unter-
nehmen mitarbeitender Betriebsinhaberinnen und Betriebs-
inhaber an beruflichen Weiterbildungsmafinahmen nach
Nummer 2.2.1 handelt es sich um eine ,,De-minimis*“-Bei-
hilfe im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der
Kommission vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Ar-
beitsweise der Europdischen Union auf ,,De-minimis®-
Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). Nach der
,,De-minimis“-Verordnung konnen die Mitgliedstaaten
staatliche Beihilfen an ein einziges Unternehmen bis zu
200 000 Euro beziehungsweise 100 000 Euro bei Unter-
nehmen, die im gewerblichen StraBengiiterverkehr tétig
sind, innerhalb von drei Steuerjahren gewéhren. Ausge-
nommen von der Gewahrung von ,,De-minimis*“-Beihil-
fen sind die vom Anwendungsbereich der ,,De-minimis*-
Verordnung ausgeschlossenen Bereiche. Jede ,,De-mini-
mis“-Beihilfe, die das Unternehmen in den vorangegan-
genen zwei Steuerjahren sowie im laufenden Steuerjahr
erhalten hat, ist der Bewilligungsbehorde bei Antragstel-
lung anzugeben.

Pflichten zur Information und Kommunikation

Gemal Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Ziffer 2.2.1
bis Ziffer 2.2.3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sind
die Begiinstigten der ESF-Forderung verpflichtet, bei al-
len Informations- und Kommunikationsmafnahmen auf
die Unterstiitzung aus dem ESF hinzuweisen, wihrend
der Durchfiihrung der MaBnahmen die Offentlichkeit (ins-
besondere im Internet, gegeniiber den Medien und durch
Plakatierung im Objekt) iiber die Unterstiitzung aus dem
ESF zu informieren und die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer der geforderten Mafinahmen tiber die Finanzie-
rung durch den ESF zu unterrichten. Dabei ist auf die
Forderung des Ministeriums flir Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg
(MASGF) aus Mitteln des ESF so hinzuweisen, dass die
fordernde Rolle des Landes Brandenburg und der Euro-
paischen Union fiir die Aktivititen nach dieser Richtlinie
zum Ausdruck gebracht wird. Detaillierte Angaben zu
den Vorgaben sowie Arbeitshilfen und Unterstiitzungs-
angebote sind im ,,Merkblatt Information und Kommuni-
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kation fiir ESF-geforderte Vorhaben* auf der Website
www.esf.brandenburg.de in der Rubrik ESF Offentlich-
keitsarbeit 2014-2020 verdffentlicht. Das Merkblatt ist fiir
die Zuwendungsempfanger verbindlich.

Diese Pflichten gelten nicht fiir natiirliche Personen als
Einzelantragstellende gemdfl Nummer 2.1 (Bildungs-
scheck Brandenburg).

Liste der Vorhaben

Gemdll Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 ist eine Liste der Vorhaben zu fithren. Die
Begiinstigten der ESF-Forderung erklédren sich bei An-
nahme der Finanzierung damit einverstanden, dass sie in
die zu verdffentlichende Liste der Vorhaben aufgenom-
men werden. Natlirliche Personen als Einzelantragstellen-
de gemdfl Nummer 2.1 sind von dieser Verpflichtung aus-
genommen.

Es werden folgende Daten aller Vorhaben verdffentlicht:

a) Name des Begiinstigten (Nennung ausschlieflich von
juristischen Personen und nicht von natiirlichen Per-
sonen)

b) Bezeichnung des Vorhabens

¢) Zusammenfassung des Vorhabens

d) Datum des Beginns des Vorhabens

e) Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtliches
Datum des Abschlusses der konkreten Arbeiten oder
der vollstindigen Durchfiihrung des Vorhabens)

f) Gesamtbetrag der forderfahigen Ausgaben des Vorha-
bens

g) Kofinanzierungssatz der Européischen Union pro Prio-
ritdtsachse des Operationellen Programms fiir den

ESF im Land Brandenburg

h) Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemessene
Standortindikatoren

i) Land

j) Bezeichnung der Interventionskategorie fiir das Vor-
haben gemal Artikel 96 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buch-
stabe b Ziffer vi der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung
der Entwicklung der Férderung, zur begleitenden und ab-
schlieBenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, Be-
wertung, Finanzverwaltung und Uberpriifung/Priifung
der Férderung gemif bestehender und vorbehaltlich noch
zu erlassender EU-Bestimmungen fiir den Strukturfonds-
forderzeitraum 2014 - 2020 erfasst und speichert die In-
vestitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) statisti-
sche Daten, einschlielich Angaben zu den einzelnen
Teilnehmenden, in elektronischer Form. Das betrifft ins-
besondere Informationen zum Antragsteller/Zuwendungs-
empfianger, den beantragten/geférderten Mainahmen so-
wie den geforderten Unternehmen und Personen (Teil-
nehmende).

Mit seinem Antrag erklart sich der Antragstellende damit
einverstanden, die notwendigen Daten fiir die Projekt-
begleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Projektfinanz-
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verwaltung und Uberpriifung/Priifung zu erheben, zu spei-
chern und an die beauftragten Stellen weiterzuleiten. Die
Erfiillung der Berichtspflichten und Erhebung und Verar-
beitung der Daten ist wesentliche Fordervoraussetzung
und notwendig flir den Abruf von Férdermitteln des Lan-
des Brandenburg bei der Européischen Kommission und
deren Auszahlung an die Fordermittelempfanger.

Die Zuwendungsempfanger sind verpflichtet, die in An-
hang I der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 genannten so-
wie weitere programmrelevante Daten zu erheben und
dem Zuwendungsgeber zu vorgegebenen Zeitpunkten zu
ibermitteln. Dazu erheben die Zuwendungsempfinger
die Daten bei den am Projekt Teilnehmenden und am Pro-
jekt beteiligten Partnern. Insbesondere die am Projekt
Teilnehmenden werden durch den Zuwendungsempfén-
ger iiber die Notwendigkeit, die RechtmiBigkeit und den
Umfang der Datenerhebung und -verarbeitung informiert
und dieser holt die entsprechenden Einverstindnisse ein.
Die Daten bilden die Grundlage fiir die Berichtspflichten
der ESF-Verwaltungsbehérde gegeniiber der Europé-
ischen Kommission.

Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwendungs-
bescheid bei Eintritt und Austritt der Teilnehmenden in
die/aus der Mafinahme die erforderlichen personenbezo-
genen Daten zu erheben und iiber das Webportal an die
ILB zu tibermitteln. Auf gleichem Wege sind zum MaB-
nahmebeginn sowie zum 31.12. jeden Jahres beziehungs-
weise zum MafBnahmeende ergidnzende projektbezogene
Angaben zu iibermitteln. Insbesondere miissen die Zu-
wendungsempfanger die erforderlichen Projektdaten zur
finanziellen und materiellen Steuerung in das bei der ILB
eingerichtete IT-System regelmdBig eintragen. Die Zu-
wendungsempfianger sind zudem verpflichtet, mit den fiir
das Monitoring und die Evaluierung der Férderungen be-
auftragten Stellen zusammenzuarbeiten. Weitere Hin-
weise zu den Pflichten der Zuwendungsempfanger hin-
sichtlich Monitoring und Evaluation der Forderung stellt
die ILB im Webportal zur Verfiigung.

Fehlende Daten konnen fiir den Zuwendungsempfanger
Zahlungsaussetzungen bis hin zur Authebung der Bewil-
ligung zur Folge haben.

Es sind die Fordergrundsitze fiir den ESF in Brandenburg
in der Forderperiode 2014 - 2020 zu beachten.

Verfahren
Antragsverfahren

Antrige auf Forderung einschlielich der erforderlichen
Anlagen sind {iber das Internetportal der Bewilligungs-
behorde ILB zu stellen (sieche Online-Antragsverfahren
unter www.ilb.de).

Antrage nach den Nummern 2.1 und 2.2 sind mindestens
sechs Wochen vor Beginn der geplanten Mafinahme ein-
zureichen.
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Bei Forderung nach Nummer 2.2.4 ist vor Antragstellung
die ZAB ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH, Bereich
ZAB Arbeit, zu kontaktieren.

Antrage nach Nummer 2.3 konnen zu zwei Stichtagen pro
Kalenderjahr eingereicht werden. Die Bekanntmachung
der Stichtage erfolgt iiber das Internetportal der ILB (sie-
he Online-Antragsverfahren unter www.ilb.de). Im Rah-
men der Entwicklung und Begleitung von Weiterbil-
dungsmalinahmen ist die Hohe der veranschlagten Aus-
gaben plausibel begriindet mit dem Mafnahmekonzept
darzulegen.

Sofern sich rechtsfahige Vereine beziehungsweise Triger
der Kinder- und Jugendhilfe bei der Antragstellung eines
Dritten gemafl Nummer 3.2.5 bedienen, sind von diesem
Bescheinigungen tiber die Beauftragung beizubringen so-
wie Erklarungen dariiber, dass die rechtsfihigen Vereine,
deren Dachverbénde bezichungsweise Triger der Kinder-
und Jugendhilfe selbst keinen Antrag auf Férderung der-
selben Mafinahme nach Nummer 2.2 stellen werden be-
ziehungsweise gestellt haben.

Fiir die Vergabe von Auftragen ist Nummer 3 der Allge-
meinen Nebenbestimmungen flir Zuwendungen fiir aus den
EU-Fonds (EFRE, ELER, EMFF und ESF) finanzierte Vor-
haben in der Forderperiode 2014 bis 2020 (ANBest-EU) zu
beachten.

Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsbehorde ILB entscheidet nach pflichtge-
méflem Ermessen auf Grundlage der eingereichten An-
tragsunterlagen.

Bei Forderung nach Nummer 2.3 wird nach Antragstel-
lung die Bewilligungsbehoérde unter Beriicksichtigung ei-
nes fachlichen Votums durch das MASGF und gegebe-
nenfalls unter Einbeziehung weiterer fachlicher Expertise
und gegebenenfalls zustdndiger Ressorts der Landesre-
gierung tiber die Gewédhrung der Férderung entscheiden.
Bei der Férderung nach Nummer 2.3 wird zudem die Zu-
ordnung zu Regionalen Wachstumskernen und Clustern
positiv beriicksichtigt.

Beibringung von Unterlagen

In den entsprechenden Fillen gemi Nummer 4.7.2 ist
vom Zuwendungsempfianger nach Erhalt des Zuwen-
dungsbescheides, spétestens jedoch mit der ersten Mittel-
anforderung, ein Negativbescheid der amtlichen BAf6G-
Stelle vorzulegen.

Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt im Erstattungs-
prinzip nach Mittelanforderung gemédfl Nummer 1.4
ANBest-EU.

Bei Maflnahmen nach Nummer 2.3 erfolgt die Auszah-
lung der Zuwendung im Vorschussprinzip gemifl Num-
mer 1.4.a ANBest-EU.

7.5

Die Anforderung der Mittel erfolgt online iiber das Inter-
netportal der ILB. Fiir die Anforderung bewilligter Zu-
wendungen ist das dort bereitgestellte Formular ,,Mittel-
anforderung* zu verwenden.

Die Auszahlung der Festbetrige gemafl Nummer 5.5.5 er-
folgt nach Abrechnung der Maflnahme.

Verwendungsnachweisverfahren

Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff.
ANBest-EU einzureichen. Die Einreichung erfolgt online
iiber das Internetportal der ILB.

Mit dem Verwendungsnachweis sind vom Zuwendungs-
empfanger unaufgefordert zur Erfolgskontrolle folgende
Unterlagen einzureichen:

- Fiir MaBnahmen nach Nummer 2.1 ist durch Unter-
schrift der Teilnehmenden nachzuweisen, dass die ge-
forderte Weiterbildung durchgefiihrt wurde. Eine Teil-
nahmebestitigung des Weiterbildungsanbieters ist bei-
zubringen.

- Fir Maflnahmen nach Nummer 2.2 ist von den Teilneh-
menden an der Weiterbildungsmafinahme die Teilnah-
me durch deren Unterschrift nachzuweisen. Eine Teil-
nahmebestitigung des Weiterbildungsanbieters ist bei-
zubringen. Zudem ist ein Sachbericht einzureichen mit:

- Aussagen zur Beachtung des Gender-Mainstrea-
ming-Prinzips sowie des Grundsatzes der Chan-
cengleichheit und Nichtdiskriminierung und

- gegebenenfalls Darstellung des Beitrages bezie-
hungsweise durchgefiihrter Aktivitdten, erreichter
Ergebnisse in Bezug auf die Querschnittsziele
Gleichstellung von Frauen und Ménnern, Chan-
cengleichheit und Nichtdiskriminierung, nach-
haltige Entwicklung.

- Fiir MafBnahmen nach Nummer 2.3 ein Sachbericht
mit:

- Kurzdarstellung erreichter Ergebnisse hinsicht-
lich Entwicklung und Begleitung zu den durchge-
fithrten Maf3nahmen,

- Aussagen zur Beachtung des Gender-Mainstrea-
ming-Prinzips sowie des Grundsatzes der Chan-
cengleichheit und Nichtdiskriminierung und

- gegebenenfalls Darstellung des Beitrages bezie-
hungsweise durchgefiihrter Aktivitdten, erreichter
Ergebnisse in Bezug auf die Querschnittsziele
Gleichstellung von Frauen und Ménnern, Chan-
cengleichheit und Nichtdiskriminierung, nach-
haltige Entwicklung.

7.6 Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Riickforderung


http:www.ilb.de
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der gewihrten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO
und die ANBest-EU, soweit nicht in dieser Richtlinie be-
ziehungsweise im Zuwendungsbescheid Abweichungen
zugelassen worden sind.

Uber die LHO hinaus gelten die Regelungen der EU fiir
den Strukturfondsforderzeitraum 2014 - 2020 (EU-Ver-
ordnungen, die dazugehdrenden delegierten Rechtsakte
und Durchfithrungsbestimmungen) in der zum Zeitpunkt
der Entscheidung jeweils geltenden Fassung. Daraus er-
geben sich Besonderheiten, insbesondere hinsichtlich der
Auszahlung, des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewah-
rungsfristen und der Priifrechte, die im Zuwendungs-
bescheid den Zuwendungsempfangern im Einzelnen mit-
geteilt werden.

Die Bewilligungsbehorde ist berechtigt, Biicher, Belege
und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern sowie die
Verwendung der Zuwendung durch o6rtliche Erhebungen
zu priifen oder durch Beauftragte priifen zu lassen. Der Zu-
wendungsempfinger hat die erforderlichen Unterlagen be-
reitzuhalten und die notwendigen Auskiinfte zu erteilen.

Der Landesrechnungshof ist geméfl § 88 Absatz 1 und
§ 91 LHO zur Priifung berechtigt. Des Weiteren sind der
Europidische Rechnungshof, die Europdische Kommis-
sion, die fiir den ESF in Brandenburg zustindige Verwal-
tungs-, Bescheinigungs- und Priifbehérde sowie deren be-
auftragte Dritte berechtigt, bei dem Zuwendungsempfin-
ger beziehungsweise, wenn Mittel an Dritte weitergeleitet
wurden, auch bei diesen zu priifen. Die Zuwendungsemp-
fanger sind verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen der
Uberpriifung Einblick in die Geschiftsunterlagen und Zu-
gang zu den Geschiftsrdumen zu gewdhren und alle in
Zusammenhang mit der Verwendung der Zuwendung ste-
henden Auskiinfte zu erteilen.

Subventionserhebliche Tatsachen

GemdlB dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom
11. November 1996 (GVBL. I S. 306) gelten fiir Leistun-
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6
des Gesetzes gegen missbrauchliche Inanspruchnahme
von Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2034).

Die Bewilligungsbehorde hat gegeniiber den Antragstel-
lern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es sich
bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirtschaft um
Subventionen im Sinne von § 264 StGB handelt. Die sub-
ventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB
werden dem Zuwendungsempfanger im Rahmen des An-
trags- und Bewilligungsverfahrens als subventionserheb-
lich bezeichnet.

Geltungsdauer

Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 29. Mai 2015 in
Kraft und am 31.Dezember 2020 auer Kraft.
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Erlass des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
zur Regelung der Untersuchungen
nach § 62 des Asylverfahrensgesetzes
auller Flughafenasylverfahren
nach § 18a des Asylverfahrensgesetzes

Vom 5. Juni 2015

1 Allgemeines

1.1 Die Landesregierung hat sich im Koalitionsvertrag fiir die

6. Wahlperiode des Brandenburger Landtages verstindigt,
dass das Land die Aufgabe der medizinischen Erstuntersu-
chung von Asylbewerberinnen und -bewerbern iibernimmt,
um die Landkreise und kreisfreien Stidte zu entlasten. Zur
Erfiillung dieser Aufgabe bedient sich das Land des am
Standort der Erstaufnahmeeinrichtung gelegenen kommu-
nalen Krankenhauses, das die Aufgabe mit arztlichen und
nichtérztlichen Fachkriften durchfiihrt.

1.2 Asylbewerberinnen und Asylbewerber, die in einer Aufnah-

2.

—_

meeinrichtung oder Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen
haben, sind geméal § 62 Absatz 1 Satz 1 des Asylverfahrens-
gesetzes (AsylVfg) verpflichtet, eine drztliche Untersu-
chung auf iibertragbare Krankheiten einschlielich einer
Rontgenaufnahme der Atmungsorgane zu dulden.

Verfahren

Die Gesundheitsuntersuchung nach § 62 AsylVfG erfolgt
grundsitzlich vor der landesinternen Verteilung nach § 50
Absatz 1 AsylV{G. Auf die Gesundheitsuntersuchung kann
verzichtet werden, wenn die letzte Untersuchung nach § 62
AsylVT1G nicht ldnger als ein Jahr zuriickliegt und keine An-
haltspunkte fiir eine zwischenzeitlich eingetretene melde-
pflichtige Erkrankung im Sinne des § 6 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) bekannt geworden sind.

2.2 Die Aufnahmeeinrichtung des Landes Brandenburg nach

§ 44 Absatz 1 AsylVfG ist nach dem Organisationserlass des
Ministeriums des Innern zur Durchfithrung des Asylverfah-
rensgesetzes in Brandenburg die Zentrale Ausldnderbehdrde
(ZABH) mit der ihr zugeordneten Erstaufnahmeeinrichtung
fiir Asylbewerber in Eisenhiittenstadt.

2.3 Die Gesundheitsuntersuchung nach Nummer 2.1 wird nach

Einreise in das Land Brandenburg in der Erstauthahmeein-
richtung Eisenhiittenstadt im Landkreis Oder-Spree durch-
gefiihrt. Hierzu, einschlieBlich der Moglichkeit Rontgen-
untersuchungen der Atmungsorgane durchzufiithren, werden
vom Land als Trdger der Erstaufnahmeeinrichtung ausrei-
chend geeignete Rdume zur Verfiigung gestellt.

2.4 Das Ergebnis der Untersuchung ist der fiir die Unterbrin-

gung zustidndigen Behorde mitzuteilen.
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3 Durchfiihrung

Der Triger des Stadtischen Krankenhauses Eisenhiittenstadt
wird auf der Grundlage des Vertrages zur Regelung der Ge-
sundheitsuntersuchungen nach § 62 AsylVfG ab dem 1. Ju-
11 2015 fiir die Durchfiihrung der Untersuchungen bestimmt.
Hierzu wird das notwendige fachlich qualifizierte Personal
vom Tréger zur Verfiigung gestellt.

4 Umfang der Untersuchung

4.1 Zur Untersuchung in diesem Sinne zdhlen grundsitzlich
eine Anamnese und korperliche Untersuchung, einschlie3-
lich Blutdruck- und Pulsmessung sowie eine Rontgenunter-
suchung der Lunge sowie eine Erhebung des Impfstatus.
Weitere Untersuchungen auf tibertragbare Krankheiten sind
bei entsprechenden epidemiologischen Erkenntnissen oder
klinischen Hinweisen durchzufiihren.

4.2 Der Untersuchungsumfang bemisst sich nach § 36 Absatz 4
Satz 1 bis 4 IfSG unter Beachtung der Empfehlungen fiir die
Umgebungsuntersuchungen bei Tuberkulose des Deutschen
Zentralkomitees zur Bekdmpfung der Tuberkulose. Das Deut-
sche Zentralkomitee hat Handlungs- und Untersuchungs-
empfehlungen fiir Untersuchungen bei Tuberkulose gere-
gelt. Diese wissenschaftlich basierten Empfehlungen geben
den aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik wieder,
so dass die Empfehlungen in der jeweils geltenden Fassung
anzuwenden sind.

4.3 Sind zum Ausschluss ansteckender Krankheiten besondere
Testverfahren anzuwenden, so handelt es sich um weiterfiih-
rende Untersuchungen. Diese sind bei Vorliegen epidemio-
logischer Erkenntnisse oder klinischer Hinweise durchzu-
fiihren.

4.4 Eine dariiber hinausgehende &rztliche Versorgung ist nicht
Gegenstand dieses Erlasses.

5 Kosten

5.1 Das Land erstattet dem Tréger des Stidtischen Krankenhau-
ses Eisenhiittenstadt durch eine Kostenpauschale die Kosten
der Untersuchung auf tibertragbare Krankheiten einschlief3-
lich einer Rontgenaufnahme der Atmungsorgane nach Num-
mer 4.2. Diese Kostenpauschale betrdgt 138 Euro pro Unter-
suchung. Auf Grundlage der Anzahl der durchgefiihrten
Untersuchungen erfolgt eine monatliche Kostenabrechnung
durch das Krankenhaus Eisenhiittenstadt und Kostenerstat-
tung durch das Land.

5.2 Die Kostenpauschale fiir eine Untersuchung nach Num-
mer 4.2 bemisst sich nach dem Alter der zu untersuchenden
Person und den Untersuchungsmethoden.

5.3 Die Kosten der weiterfithrenden Untersuchungen werden als
Mehrkosten auf Antrag erstattet. Mehrkosten sind Kosten
der Untersuchungen nach Nummer 4.3.

5.4 Vor Zahlung der ersten Rechnung erhilt das Krankenhaus
zum 1. Juli 2015 eine Vorauszahlung in Héhe von 138 000 Eu-
ro. Dieser Betrag bemisst sich nach der Anzahl der voraus-
sichtlich monatlich durchzufiihrenden Untersuchungen und
soll finanzielle Mehrbelastungen beim Stédtischen Kran-
kenhaus Eisenhiittenstadt vermeiden. Der Betrag wird nicht
mit den Abrechnungen verrechnet. Zinsen auf diesen Betrag
fallen nicht an.

5.5 Das Land iiberpriift regelméaBig, spatestens jedoch alle zwei
Jahre, ob die Kostenpauschale nach Nummer 5.2 geeignet
ist, die Kosten der Untersuchungen vollstindig auszuglei-
chen. Das Stddtische Krankenhaus Eisenhiittenstadt legt
hierzu geeignete Unterlagen vor, aus denen sich gegebenen-
falls eine Kostendnderung ergibt.

6 Weitergehende Bestimmungen

Nihere Regelungen zu diesem Verfahren sind in dem Ver-
trag zur Regelung der Gesundheitsuntersuchungen nach
§ 62 AsylV{G enthalten.

7 Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veroffentlichung im Amts-
blatt fiir Brandenburg in Kraft.

Anpassung von Erstattungspauschalen

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie
Vom 8. Juni 2015

Auf Grund des § 3 Absatz 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 6 Satz 1
und 2 der Erstattungsverordnung vom 29. Januar 1999 (GVBI. I
S. 99), die zuletzt durch Verordnung vom 30. August 2013
(GVBL. II Nr. 66) gedndert worden ist, werden die Erstattungs-
pauschalen mit Wirkung vom 1. Januar 2015 wie folgt festge-
setzt und bekannt gemacht:

1. Die Jahrespauschale nach § 1 Absatz 1 betrdgt 2 326 Euro.

2. Die Jahrespauschale nach § 1 Absatz 2 betrdgt 9 219 Euro.

3. Diejéhrliche Pauschale pro Personalstelle nach Anlage 1 be-
tragt 53 923 Euro.

4. Die jahrliche Pauschale fiir die zusétzliche Personalstelle
nach Anlage 2 Nummer 1 betrédgt 53 923 Euro.

11

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2015 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung iiber die Anpas-
sung der Erstattungspauschalen vom 12. Mai 2014 (ABI. S. 704)
aufler Kraft.
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Errichtung der Rudolf Melchert-Stiftung

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
und fiir Kommunales
Vom 8. Juni 2015

Auf Grund des § 13 des Stiftungsgesetzes fiir das Land Bran-
denburg (StiftGBbg) vom 20. April 2004 (GVBI. I S. 150) wird
hiermit die Anerkennung der ,,Rudolf Melchert-Stiftung* mit
Sitz in Teupitz als rechtsféhig 6ffentlich bekannt gemacht.

Die Stiftung ist eine Familienstiftung. Zweck der Stiftung ist die
Forderung des Stifters und seiner Familie. Der Zweck soll ins-
besondere verwirklicht werden durch:

- die materielle Unterstiitzung von Familienmitgliedern mit
Behinderung oder in Not geratener Familienmitglieder,

- die Sicherstellung der Graberpflege der Familiengraber des
Stifters fiir mindestens 20 Jahre,

- die materielle Unterstiitzung bei der Berufsausbildung der
Nachkommen des Stifters.

Die gemil § 4 Absatz 1 StiftGBbg zustindige Verwaltungs-
behorde fiir die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land
Brandenburg, das Ministerium des Innern und fiir Kommunales,
hat die Anerkennung der Rechtsfahigkeit mit Urkunde vom
8. Juni 2015 erteilt.

Berufung einer Ersatzperson
aus der Landesliste der Partei
Christlich Demokratische Union Deutschlands
(CDU)

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 3. Juni 2015

Gemail § 43 Absatz 5 Satz 2 des Brandenburgischen Landes-
wahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Ja-
nuar 2004 (GVBIL. I S. 30), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 11. Februar 2014 (GVBL. I Nr. 7 S. 9) geéndert wor-
den ist, wird die folgende Feststellung des Landeswahlleiters be-
kannt gegeben:

Auf der Grundlage von § 43 Absatz 5 Satz 1 in Verbindung mit
§ 43 Absatz 1 und 3 des Brandenburgischen Landeswahlgeset-
zes wurde festgestellt, dass Herr Uwe Liebehenschel auf der
Landesliste der CDU die nichste noch nicht fiir gewdhlt erklér-
te und zu berticksichtigende Ersatzperson im Sinne des § 43 Ab-
satz 1 und 3 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes ist, auf
welche der Sitz des am 30. Mai 2015 verstorbenen Abgeordne-
ten Herrn Ludwig Burkardt tibergeht.

Herr Uwe Liebehenschel hat die Mitgliedschaft im 6. Landtag
Brandenburg durch schriftliche Erkldrung form- und fristge-
recht mit Wirkung vom 3. Juni 2015 angenommen.

Errichtung und Betrieb einer Anlage
zur Behandlung und zeitweiligen Lagerung
von Abfillen (Metall- und Kunststoffgewinnung
aus metallhaltigen Abfillen) am Standort
in 14770 Brandenburg an der Havel

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 23. Juni 2015

Die Firma REMINE GmbH, Woltersdorfer Strale 40 in
14770 Brandenburg an der Havel beantragt die Neugenehmi-
gung fiir die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur sons-
tigen Behandlung von nicht gefdhrlichen Abfallen, die zum Teil
fiir die Verbrennung oder Mitverbrennung vorbehandelt werden,
in Verbindung mit einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung von
nicht gefdhrlichen Abfdllen am Standort in 14770 Brandenburg
an der Havel, August-Sonntag-Stralle 3, Gemarkung Branden-
burg, Flur 102, Flurstiicke 1333, 1552, 1568, 1975.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen folgende Bereiche:

- Betriebseinheit 010 - Eingangskontrolle und Nebenanlagen
- Betriebseinheit 020 - Aufbereitungsanlage sowie Stell- und

Lagerplitze.

In der Anlage sollen max. ca. 355 Tonnen nicht gefahrliche Ab-
félle pro Tag behandelt werden. Die Gesamtlagerkapazitét fiir
die zeitweilige Lagerung von nicht geféhrlichen Abféllen be-
tragt in der Halle ca. 8.460 Tonnen und auf3erhalb der Halle ca.
615 Tonnen.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist fiir November 2015 vorgese-
hen.

I. Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterlagen

werden einen Monat vom 01.07.2015 bis einschlieflich

31.07.2015

- im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung West, Genehmigungsverfahrens-
stelle, Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam, OT Grof3
Glienicke, Haus 3, Zimmer 328 und

- in der Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, Kloster-
stralle 14, Gebdudeteil F, Zimmer 307, in 14770 Branden-
burg an der Havel

ausgelegt und konnen dort wéihrend der Dienststunden bzw. in

der Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel wihrend folgen-

der Offnungszeiten von jedermann eingesehen werden:

- Montag, Mittwoch, Donnerstag: 7:00 Uhr bis 12:00 Uhr und
13:00 Uhr bis 15:00 Uhr

- Dienstag: 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis
18:00 Uhr

- Freitag: 7:00 Uhr bis 12:00 Uhr.

II. Einwendungen

Einwendungen kdnnen wéhrend der Einwendungsfrist vom
01.07.2015 bis einschliellich 14.08.2015 schriftlich bei einer
der vorgenannten Stellen erhoben werden. Mit Ablauf der Ein-
wendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.
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IIL. Erdrterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, trifft die Genehmigungsbehoérde
nach Ablauf der Einwendungsfrist eine Ermessensentscheidung
dariiber, ob die erhobenen Einwendungen einer Erdrterung be-
diirfen. Diese Entscheidung wird 6ffentlich bekannt gemacht.

Wird ein Erérterungstermin durchgefiihrt, so findet dieser am
02.09.2015 um 10:00 Uhr im Industriemuseum Brandenburg an
der Havel, August-Sonntag-Stra3e 5 im Raum ,,Bibliothek* in
14770 Brandenburg an der Havel statt. Kann die Erdrterung an
diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erdrterungs-
termin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf
hingewiesen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen
auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die
Einwendungen erhoben haben, erdrtert werden.

IV. Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemafien Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

V. Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgiinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Novem-
ber 2014 (BGBI. 1 S. 1740)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973), zuletzt gedndert durch Artikel 3
der Verordnung vom 28. April 2015 (BGBI. I S. 670)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI.1S.1001), zuletzt gedndert durch Artikel 5 der Ver-
ordnung vom 28. April 2015 (BGBI. I S. 670)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Altarmanschluss Grubenlanke
in der Stadt Premnitz, OT Mogelin

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 23. Juni 2015

Die Stadt Premnitz, Gehart-Hauptmann-Str. 21, 14727 Premnitz
beantragt im Landkreis Havelland, Stadt Premnitz, Gemarkung
Premnitz, Flur 3, Flurstiicke 65, 104/1, 106/1, 116 und 574, Ge-
markung Bohne, Flur 5, Flurstiick 101/1, Flur 7, Flurstiicke 12
und 14 sowie Gemarkung Mogelin, Flur 1, Flurstiicke 586, 587
und 591 den Anschluss des Havelaltarms Grubenlanke nach § 68
Wasserhaushaltsgesetz.

Gegenstand des Vorhabens ist die wesentliche Umgestaltung des
Havelaltarms Grubenlanke. Hierflir wird der Einmiindungsbe-
reich des Altarms Grubenlanke verlegt und neu profiliert. Ferner
ist im weiteren Verlauf des Altarms die Herstellung einer durch-
gingig 12,00 m breiten Sohle auf einer Lange von ca. 995 m
durch Aufweitung des vorhandenen Gewisserprofils vorgese-
hen. Die bei der Malnahmenumsetzung entstehenden Aushub-
massen werden einer fachgerechten Entsorgung bzw. Verbrin-
gung zugefiihrt. Mit der erzielten regelméBigen Durchstromung
wird eine weitere Verlandung unterbunden und eine dynamische
Entwicklung dieser gesamten Gewisserstrecke gewihrleistet.

Nach § 3c des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung
war fiir das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabentriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 033201 442-578 wéhrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in
14476 Potsdam, OT Grof3 Glienicke eingesehen werden.

Im Internet finden Sie diese Bekanntmachung auf folgender Seite:
http://www.lugv.brandenburg.de/info/genechmigungen rw

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Obere Wasserbehorde
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung
fiir die Anderung der Deponie Fresdorfer Heide
durch die Sicherung und Rekultivierung der Deponie

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juni 2015

Hiermit gibt das Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz als die fiir die Vorpriifung des Einzelfalls gemaf3
den §§ 3c und 3e des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeits-
prifung (UVPG) zustdndige Behorde Folgendes bekannt:

GemiB § 3¢ in Verbindung mit § 3¢ UVPG war fiir die von der
Firma Stadtentsorgung Potsdam GmbH, Drewitzer Strafie 47,
14478 Potsdam beantragte Anderung der

Deponie Fresdorfer Heide
im Landkreis Potsdam-Mittelmark

durch die Sicherung und Rekultivierung der Deponie eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Im Ergebnis der allgemeinen Vorpriifung wird festgestellt,
dass das oben genannte Vorhaben keiner Umweltvertrig-
lichkeitspriifung (UVP) bedarf.

Diese Feststellung ist gemif} § 3a UVPG nicht selbststindig an-
fechtbar.

Diese Feststellung und die Unterlagen zur Vorpriifung kénnen
nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der Telefon-
nummer 033201 442-551 wihrend der Dienstzeiten im Landes-
amt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional-
abteilung West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaus-
see 2, Potsdam eingesehen werden.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,110-kV-Freileitung HT 1205,
Abzweig Treuenbrietzen Nord, Mast Nr. 84N -
Mast Nr. 1T

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 8. Juni 2015

Die E.DIS AG plant in der Gemarkung Treuenbrietzen die be-
stehende 110-kV-Freileitung HT 1200 Luckenwalde - Rietz am
Mast Nr. 84N iiber ca. 145 m an das geplante Umspannwerk

(Uw) Treuenbrietzen Nord anzuschlie3en. Die Planung des Uw
ist nicht Teil dieses Vorhabens.

Auf Antrag der Omexon Hochspannung GmbH, die im Auftrag
der E.DIS AG handelt, hat das Landesamt fiir Bergbau, Geolo-
gie und Rohstoffe eine standortbezogene Vorpriifung des Ein-
zelfalls gemdB § 3¢ Satz 2 UVPG in Verbindung mit Num-
mer 19.1.4 Spalte 2 der Anlage 1 UVPG durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
bentrigerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist nicht selbststdndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschlieflich Kartenmaterial kénnen nach vor-
heriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-322) wihrend
der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Roh-
stoffe, Dezernat 32, Insel-stralle 26, 03046 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI.1S. 2749)

- Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970,
3621), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
21.Juli 2014 (BGBI.1S. 1066)

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,110-kV-Leitung Einschleifung
Forst, Bl. 6967 - Erhohung Mast Nr. 44F
und Seilregulage*

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 8. Juni 2015

Die Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH (MitNetz
Strom) plant in der Stadt Forst (Lausitz) die Erhhung eines
Mastes, da im Rahmen einer Uberpriifung der bestehenden
110-kV-Freileitung Einschleifung Forst (Bl. 6967) im Be-
reich der Mastfelder 43F - 44F - 45F ein Minderabstand nach
DIN EN 50341 zur Straenkreuzung der B 112 sowie im Tras-
senbereich westlich der Umgehungsstralie B112 festgestellt
wurde. Der Mast 44F muss daher zwingend kurzfristig erhoht
werden.

Auf Antrag des Ingenieurbiiros Bobrowski im Auftrag der Mit-
Netz Strom hat das Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Roh-
stoffe eine standortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls gemaf
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§ 3¢ Satz 2 UVPG in Verbindung mit Nummer 19.1.4 der Anla-
ge 1 UVPG durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
bentrigerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschlieBlich Kartenmaterial kénnen nach vor-
heriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-322) wihrend
der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Roh-
stoffe, Dezernat 32, Inselstrale 26, 03046 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBL. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBL. 1 S. 2749)

- Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. 1 S. 1970,
3621), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
21. Juli 2014 (BGBL. I S. 1066)

Aufhebung einer Erlaubnis

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 10. Juni 2015

GemilB § 19 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. August
1980 (BGBI.18S. 1310), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 7. August 2013 (BGBI. I S. 3154), ist dem Antrag der

Celtique Energie GmbH
Sitz: Berlin
(Amtsgericht Berlin-Charlottenburg HRB 116467 B)

auf vollstdndige Authebung der am 26. Juli 2007 gemal3 § 7
BBergG erteilten Erlaubnis zur Aufsuchung von

Kohlenwasserstoffen nebst den bei ihrer Gewinnung
anfallenden Gasen

in dem 941.606.500 m* groBen Feld Pillgram (Feldesnum-
mer: 11-1525), gelegen in den Landkreisen Markisch-Oderland,
Oder-Spree, Spree-Neifie und der kreisfreien Stadt Frankfurt-
Oder, mit Datum vom 30. April 2015 stattgegeben worden.

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Ankiindigung zur geplanten Umstufung
von Teilabschnitten der Landesstrafie L 982
im Landkreis Havelland

Bekanntmachung
des Landesbetriebs Stralenwesen Brandenburg,
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 4. Juni 2015

Der Landesbetrieb StraBenwesen Brandenburg beabsichtigt vor-
behaltlich der Zustimmung des Kreistages des Landkreises Ha-
velland die Landesstrafle L 982 vom Netzknoten 3441 008 (Ein-
miindung in die L 98) bis zum Netzknoten 3341 009 (Einmiin-
dung der L 991 in Nennhausen) mit einer Lange von 10,995 km
mit Ablauf des 31. Dezember 2015 zur Kreisstrale umzustufen.

Kiinftiger Tréger der Stralenbaulast soll der Landkreis Havel-
land werden.

Diese Ankiindigung gilt einen Tag nach der Verdffentlichung als
bekannt gegeben.

Etwaige Bedenken oder Gegenvorstellungen zu der beabsichtig-
ten Umstufung konnen innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesbetrieb Stra-
Benwesen Brandenburg, Lindenallee 51 in 15366 Hoppegarten
vorgebracht werden.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr
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Ankiindigung zur geplanten Umstufung
von Teilabschnitten der Bundesstrafle B 5
und der geplanten Umstufung
eines Teilabschnitts der Landesstrafle L 133
im Bereich der Gemeinde Karstadt
im LandKkreis Prignitz

Bekanntmachung
des Landesbetriebs Stralenwesen Brandenburg,
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 2. Juni 2015

Gemil dem Planfeststellungsbeschluss Nr. 40.9 7171/14.5 des
Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes
Brandenburg vom 30. Mérz 2012 sollten die Stralenabschnitte
der B 5 zwischen der L 13 und der L 134 sowie der L 133 zwi-
schen der B 5 (alt) und Reckenzin zu Kreisstraen abgestuft wer-
den. Dagegen hat der Landkreis Prignitz mit Erfolg geklagt. Das
Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil (BVerwG 9 A 17.12)
am 3. Mai 2013 verkiindet, dass der oben angefiihrte Planfest-
stellungsbeschluss insofern aufgehoben wird, soweit er die Um-
stufung der B 5 zwischen der L 13 und der L 134 sowie der L 133
zwischen der B 5 (alt) und Reckenzin jeweils zur Kreisstraf3e be-
trifft. Begriindet wurde dies damit, dass die betreffenden Stra-
Benabschnitte nach der Verkehrsfreigabe des Teilabschnitts der
Autobahn A 14 iiberwiegend keinen tiberortlichen Verkehr mehr
aufnehmen und demzufolge nicht der Definition einer Kreis-
strafle entsprechend § 3 Absatz 3 des Brandenburgischen Stra-
Bengesetzes (BbgStrG) entsprechen. Somit ist eine Umstufung
der vorgenannten Straflenteilabschnitte in die Gruppe der Gemein-
destrafen erforderlich.

Mit der Verkehrsfreigabe des Teilabschnitts der A 14 zwischen
den AS Karstidt und Grofl Warnow verdndert sich die bisherige
Verkehrsbedeutung entsprechend § 2 Absatz 4 des Bundesfern-
stralengesetzes (FStrG) fiir die Teilabschnitte der B 5 von Netz-
knoten 2836 039 (Kreisverkehr mit L 13 in Richtung Dargardt)
bis Netzknoten 2735 013 (Abzweig der L 134 in Richtung Klein
Warnow in Gro3 Warnow) mit einer Lénge von 8,757 km. Es ist
beabsichtigt, mit Ablauf des 31. Dezember 2015 (nach der Frei-
gabe des Verkehrs auf der A 14 zwischen den AS Karstidt und
Grofl Warnow) diese Straf3enteilabschnitte entsprechend § 2 Ab-
satz 4 FStrG und § 3 und § 7 BbgStrG zur Gemeindestralie um-
zustufen.

Kiinftiger Tréger der Stralenbaulast soll die Gemeinde Karstddt
werden.

In der Folge der Abstufung der Teilabschnitte der B 5 verliert der
Teilabschnitt der L 133 vom Netzknoten 2836 001 (bei Garlin)
bis Netzknoten 2736 014 (bei Reckenzin) mit einer Lange von
4,651 km seine Eigenschaft als Landesstraf3e entsprechend § 3
Absatz 2 BbgStrG. Es ist beabsichtigt, mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 diesen Straenteilabschnitt entsprechend § 3 und
§ 7 BbgStrG zur Gemeindestrafle umzustufen.

Kiinftiger Tréger der Straflenbaulast soll die Gemeinde Karstddt
werden.

Diese Ankiindigung gilt einen Tag nach der Ver6ffentlichung als
bekannt gegeben.

Etwaige Bedenken oder Gegenvorstellungen zu den beabsich-
tigten Umstufungen konnen innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesbetrieb
Stralenwesen Brandenburg, Lindenallee 51 in 15366 Hoppe-
garten vorgebracht werden.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes
Forst Brandenburg, Oberforsterei Briesen
Vom 1. Juni 2015

Der Antragsteller plant im Landkreis Oder Spree, Gemarkung
Kohlsdorf, Flur 2, Flurstiick 44 die Erstaufforstung gemaf § 9
[.WaldG' auf einer Flache von 2,7185 ha.

Gemal Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG? ist fiir
geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald
zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vor-
priifung des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz 2 UVPG durch-
zufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 25.03.2015, Az.: LFB -23.08-7020-06/02/15 durchgefiihrt.
Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststdndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden
Unterlagen kdnnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 033607 5926-0 wihrend der Dienst-
zeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Brie-
sen, Frankfurter Strafe 7, 15518 Briesen eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April
2004 (GVBI. I S. 137), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBI. I Nr. 33)

2. Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBI. I S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

3. Gesetz liber die Priifung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Planen und Programmen im Land Bran-
denburg (Brandenburgisches Gesetz liber die Umweltver-
traglichkeitspriifung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002
(GVBI. I8S. 62), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 29. November 2010 (GVBI. I Nr. 39)
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BEKANNTMACHUNGEN DER KpRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Offentliche Bekanntmachung
iiber die formliche Beteiligung zum 3. Entwurf
des sachlichen Teilregionalplanes
»Windenergienutzung® der Regionalen
Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald

Bekanntmachung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Lausitz-Spreewald
Vom 9. Juni 2015

Da aus der Abwégung zum 2. Beteiligungsverfahren die Not-
wendigkeit fiir eine Flichendnderung entstanden ist, wurde der
3. Entwurf zum sachlichen Teilregionalplan ,,Windenergienut-
zung™ der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-Spree-
wald erarbeitet. Dieser wird mit seiner Begriindung und dem
Umweltbericht gemill § 2 Absatz 3 des Gesetzes zur Regio-
nalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung
(RegBKkPIG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Feb-
ruar 2012 (GVBIL. I Nr. 13), geédndert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 11. Februar 2014 (GVBI. I Nr. 7) 6ffentlich ausge-
legt.

Der 3. Planentwurf mit seiner Begriindung und der zugehorige
Umweltbericht liegen

vom 2. Juli 2015 bis 3. September 2015

bei folgenden Stellen wihrend der jeweiligen Dienstzeiten fiir
jedermann zur Einsicht aus:

- Regionale Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald,
Regionale Planungsstelle,
Gulbener Straf3e 24, 03046 Cottbus, Raum 423;

- Landkreis Oberspreewald-Lausitz, Biirgerbiiro,
Dubinaweg 1, 01968 Senftenberg;

- Landkreis Dahme-Spreewald, Kreisverwaltung,
Biiro Kreistag, Raum 203,
Reutergasse 12, 15907 Liibben;

und

Amt fiir Kreisentwicklung und Denkmalschutz/Agenda,
Raum 214,
Briickenstrafie 41, 15711 Konigs Wusterhausen;

- Landkreis Elbe-Elster, Stabstelle Kreisentwicklung,
Sachgebiet Kreisentwicklung, Raum 140,
Ludwig-Jahn-Strafe 2, 04916 Herzberg (Elster);

- Landkreis Spree-Neif3e, Fachbereich Bau und Planung,
Sachgebiet Kreis- und Bauleitplanung/Tourismus,
Zimmer A 3.14,

Heinrich-Heine-Straf3e 1, 03149 Forst (Lausitz);

- Stadt Cottbus, Fachbereich Stadtentwicklung,
Raum 4058 0. 4061,
Karl-Marx-Straf3e 67, 03046 Cottbus.

Der 3. Planentwurf mit seiner Begriindung und der zugehorige
Umweltbericht sind ab dem 2. Juli 2015 auch im Internet auf der
Homepage der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-
Spreewald unter www.region-lausitz-spreewald.de einsehbar.

Im Zeitraum von 3 Monaten ab Beginn der Auslegung kénnen
schriftliche Hinweise, Anregungen und Bedenken zum 3. Plan-
entwurf und zum zugehdrigen Umweltbericht eingereicht wer-
den. Diese sind zu richten an die

Regionale Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald,
Gulbener Strafie 24,

03046 Cottbus

oder per E-Mail an poststelle@rpgls.brandenburg.de.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unter-
schriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielféltigter gleich-
lautender Texte eingereicht werden (gleichformige Einwendun-
gen), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein
Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der
iibrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Der Vertreter hat durch
Unterzeichnen sein Einverstindnis zu bekunden.

Gleichférmige Einwendungen, welche die genannten Angaben
nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehe-
nen Seite enthalten oder als Vertreter nicht eine natiirliche Per-
son benennen, kdnnen unberiicksichtigt bleiben. Ebenso kdnnen
gleichformige Einwendungen ebenfalls unberiicksichtigt blei-
ben, wenn Unterzeichner ihre Namen oder ihre Anschrift nicht
oder unleserlich angegeben haben.

Cottbus, 9. Juni 2015

Stephan Loge

Vorsitzender der Regionalversammlung
Lausitz-Spreewald
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend verdffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den tibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckméBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der Ver-
steigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 18. August 2015, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Wohnungs-
grundbuch von Finsterwalde Blatt 8398 eingetragene Woh-
nungseigentum, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:
24,02/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Flur 11, Flurstiick 440, Gebidude- und Freiflichen Glasma-
cherstr. 10, 30, 50 und Cottbuser Str. 35, 37, 39, groB3 3.755 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Cottbuser
Str. 39, Hochpaterre rechts, Nr. 33 des Aufteilungsplanes.
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Eigentumswohnung (3 Zimmer,
Kiiche, Flur, Bad und Balkon, WF. ca. 59,61 m?), in einem Mehr-
familienhaus.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 27.06.2013.

Der Verkehrswert wurde geméif §§ 74a Absatz 5, 85a ZVG fest-
gesetzt auf 38.900,00 EUR.

Im Termin am 24.06.2014 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschafts-Nr.: 15 K 43/13

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 30. Juli 2015, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Fiirstenwalde
Blatt 9377 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemal
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 143, Flurstiick 115,
Grofe 4.673 m?,
Ifd. Nr. 4, Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 20, Flurstiick 1073,
Grofe 3.357 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.07.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf

1fd. Nr. 2 (Flur 143 Flurstiick 115) 1,00 EUR
1fd. Nr. 4 (Flur 20, Flurstiick 1073) 1,00 EUR
Gesamtausgebot: 1,00 EUR

Postanschrift: 15517 Fiirstenwalde, Trankeweg 15
Bebauung: unbebaut mit Altablagerungen
Geschifts-Nr.: 3 K 113/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 6. August 2015, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Reitwein Blatt 139
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemill Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Reitwein, Flur 5, Flurstiick 83/2, Land-
wirtschaftsfliche, Zwingerweg 16, Grofe: 1.001 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
05.06.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 190.000,00 EUR.

Postanschrift: Zwingerweg 16, 15328 Reitwein
Bebauung: Einfamilienwohnhaus und Doppelgarage
Geschifts-Nr.: 3 K 73/14
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Mittwoch, 26. August 2015, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von
Gorzig Blatt 430 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung ge-
mal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 265/1, Gebédude- und Freifldche,
Sauener Str. 2, GroBe: 580 qm,
Ifd. Nr. 2, Flur 1, Flurstiick 180, Gebdude- und Freiflache,
Sauener Str. 2, Grofe: 741 gm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.08.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

1fd. Nr. 1:
Ifd. Nr. 2:

9.800,00 EUR
68.000,00 EUR

Im Termin am 08.05.2013 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichung der 5/10-Grenze gemiB § 85 a ZVG versagt.

Postanschrift: Sauener Strafle 2, 15864 Rietz-Neuendorf
OT Gorzig

Bebauung:

Ifd. Nr. 1:  Uberbauung mit Einfamilienhaus von ca. 16 qm

vom Grundstiick Ifd. Nr. 2;

Ifd. Nr. 2:  Einfamilienhaus und Nebengebéude (Stallscheune)

Ansprechpartner der Glaubigerin:

Herr Claus Miiller, Telefon: 030-34004-320; Telefax:

030-34004-229

Geschifts-Nr.: 3 K 112/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 26. August 2015, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Heinersdorf Blatt 706 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe in qm

1 3 223 Gebéude- und Freiflache, 737
Hasenfelder Weg 15

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
28.05.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 1,00 EUR.

Das Wertgutachten kann wihrend der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden.

Postanschrift: Hasenfelder Weg 15, 15518 Steinhofel OT Hei-
nersdorf

Wohnhausrohbau mit angefangenem Ausbau
(die Baugenehmigung ist erloschen)
Geschéfts-Nr.: 3 K 72/14

Bebauung:

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft sollen am
Mittwoch, 26. August 2015, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-

schoss, Saal EO1, die im Grundbuch von Hosena Blatt 589 cinge-

tragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemal} Bestandsverzeichnis:

Gemarkung Hosena Flur 4, Flurstiick 414/5, 865 m? und Flur 4,

Flurstiick 413/1, Gebaude- und Freifldche, Ortslage Hosena, Jo-

hannisthaler Strafle 30, 1.207 m* grof3

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.11.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 38.350,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 65/14

Insolvenzsachen

Von derelektronischerveréffentlichungwird abgeseherinformationel

zu Insolvenzverfahresind unterdemJustizportal
Lhttps:/iwww.insolvenzbekanntmachungen.daftufbar.


Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
 Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. Informationen
zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justizportal
„https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ abrufbar.
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